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4 I Aktuell

gäSSS»

BR Moritz Leuenberger
soll's richten

Die Post hat sich geweigert, auf unser

Begehren einzugehen und die
Streuzustellung von „reformiert."
im Kanton Bern einzustellen. Sie
schreibt:

„Die Publikation .reformiert.' gilt
in den von Ihnen erwähnten Regionen

als sogenannte Gratiszeitung
und unterliegt den entsprechenden
postalischen Konditionen. Eine von
Ihnen vermutete Presse-Verbilligung
liegt somit nicht vor. Gratiszeitungen
werden in der Regel an alle Haushalte

ohne .Stopp-Kleber' zugestellt.
Auf Wunsch des Herausgebers
können Gratiszeitungen auch an
alle Haushalte zugestellt werden,
sofern davon auszugehen ist, dass
die Publikation auch von Empfängern

mit .Stopp-Kleber' gewünscht
wird. Sollte ein solcher Empfänger
die Gratiszeitung wider Erwarten
nicht wünschen, bietet die Post die
eingangs erwähnte Negativliste an.
Eine Aufnahmeauf diese Listeerfolgt
vom Empfänger via Herausgeber an
die Post."

Die FVS hat sich nun an Bundesrat
Moritz Leuenbergeralsobersten Chef
der Post gewandt m it der B itte, gegen
diese Praxis zu intervenieren.

2003 hat das UVEK entschieden, dass
die Post den „Stopp Reklame"-Kleber
auf Briefkästen auch bei teiladressierten

Werbesendungen zu respektieren

habe. Die Zustellung solcher
Sendungen in alle Briefkästen
missachte das Recht derAnnahmeverweigerung

in unzulässiger Weise.

In unserem Fall wird zusätzlich zum
Annahmeverweigerungsrecht auch
die Religionsfreiheit missachtet.

Reta Caspar

Minarettverbot: Kommentare

jj Michael Schmidt-Salomon
Giordano Bruno Stiftung
Lehren aus dem Minarettverbot

Ich habe auf meinen Vorträgen in
der Schweiz zahlreiche Menschen
getroffen, die genau wussten, dass
ein Minarettverbot in derVerfassung
im Grunde grober Unfug ist und wohl
auch gegen die „Europäische
Menschenrechtskonvention" verstösst.
Dennoch haben sich einige von ihnen
„mit schlechtem Gewissen", wie sie

sagten, für die Minarettverbotsinitiative

ausgesprochen. Warum?
Weil sie mit dieser Entscheidung ein
Zeichen setzen wollten gegen den
politischen Islam, gegen Kopftuchzwang

und Ehrenmorde, gegen die
Diskriminierung von Frauen und
Homosexuellen, kurzum: gegen all
die reaktionären Werte, die von einigen

führenden Islamlobbyisten (und
leider auch einer steigenden Anzahl
von Muslimen in der Bevölkerung)
tatsächlich vertreten werden und die
so gar nicht mit den Leitideen einer
modernen, aufgeklärten Gesellschaft
in Einklang zu bringen sind.

Wenn sich Bürger gezwungen
sehen, gegen ihre demokratischen
Überzeugungen zu stimmen, so ist
dies ein deutliches Anzeichen dafür,
dass in der politischen Debatte etwas
grundlegend schief läuft. Der Westen
hat es bislang nicht geschafft, seinen
eigenen Wertekanon, das heisst:
die Kultur der Menschenrechte, der
Aufklärung und des Humanismus, mit
der notwendigen Entschiedenheit zu
vertreten und Menschenrechtsverletzungen

im Namen der Religion
zu bekämpfen. Dies hat im Laufe
der Zeit gehörigen Unmut in der
Bevölkerung produziert, der in der
Schweizer Volksabstimmung nun ein
Ventil gefunden hat.

Es handelt sich hierbei allerdings
keineswegs um ein Problem, das allein
die Schweiz betrifft. In Deutschland
wie in den anderen europäischen
Ländern würde es ähnliche
Abstimmungsergebnisse geben, sofern
die Wähler dort ähnliche politische
Einflussmöglichkeiten besässen wie

in der Urdemokratie der Schweiz.
(In einer derzeit laufenden Spiegel-
Online-Umfragestimmen 77 Prozent
für ein Minarettverbot in Deutschland

- und unter diesen Befürwortern
finden sich mit Sicherheit nicht nur
Ausländerfeinde!) Politischen
Handlungsbedarf gibt es also überall. Was
aber müsste getan werden, damit
die berechtigte Kritik am orthodoxen

Islam nicht doch allmählich in
fremdenfeindliches Ressentiment
umkippt?

Hierzu drei Vorschläge:

1. Die westlichen Länder müssen
ihre eigenen Spielregeln deutlicher
als bisher definieren und beherzter
durchsetzen-geradeauch gegenüber
denjenigen, die sich zur Begründung
ihrer reaktionären Vorstellungen auf
angeblich „heilige Werte" berufen.
Es sollte klar sein, dass
Menschenrechtsverletzungen weder innen-
nochaussenpolitisch toleriertwerden
dürfen. Darüber hinaussolltederStaat
endlich seinerAufgabe nachkommen,
durch eineverstärkte Integrationspolitikall

jene Migranten und Migranteninitiativen

aktiv zu fördern, die sich

zu seinen Rahmenwerten bekennen.
Die Handlungsspielräume derer, die
dem notwendigen Grundkonsens
einer offenen Gesellschaft
widersprechen, sollten demgegenüber
empfindlich begrenzt werden.

2. Da reaktionäre Wertvorstellungen
meist Ausdruck mangelhafter

Bildung sind, sollten die Schulen
zu Lernorten werden, in denen
traditionelle Vorstellungen kritisch
hinterfragt werden. Hierzu bietet
sich insbesondere ein für alle Schüler

verbindlicher Ethikunterricht an.
Der religiösen Gettoisierung der
Gesellschaft sollte bereits in der Grundschule

entgegengewirkt werden!

3. Der Diskurs über den Islam krankt
daran, dass liberale Muslime in der
öffentlichen Debatte kaum auftreten.
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